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Betrifft: Entwurf einer Novelle zum Insolvenz­
Entgeltsicherungsgesetz, Arbeits- und 
Sozialgerichtsgesetz und zum Bauarbei­
ter-U rlaubs- und Abfertigungsgesetz 

Mit Beziehung auf die Rundschreiben des Bundeskanzler amtes vom 

13. Mai 1976, G Z. 600 . 6 14/3-VI/2/76, vom 16. Mai 1978, 

G Z. 600. 6 14/2-VI/2/78, und vom 10. August 1985, GZ. 602. 271/1-

V/6/85, werden anbei 25 Ausfertigungen des gleichzeitig den zur 

Begutachtung berufenen Stellen zugeleiteten Novelle zum Insolvenz­

Entgeltsicherungsgesetz, Arbeits- und Sozialgerichtsgesetz und zum 

Bauarbeiter-U rlaubs- und Abfertigungsgesetz samt E rläuterungen 

ilbermittelt. Die F rist filr die Abgabe von Stellungnahmen endet mit 

dem 15. September 1992 • 

Beilagen: 
Gesetzentwurf samt 
E rläuterungen 

. '" 

Filr den Bundesminister: 

S t e i n  b a c h  
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Han/TESG/x 

E n t w u r f 

Bundesgesetz vom , mit dem das Insolvenz-Entgeltsiche-

rungsgesetz, das Arbeits- und Sozialgerichtsgesetz und das Bauar­

beiter-Urlaubs- und Abfertigungsgesetz geändert werden. 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

A r t  i k e I l 

Das TnsoJvenz-Fntgeltsicherungsgesetz, BGBl. Nr. 324/1977, Zl11etzt 

ge�nrlert durch das Bundesgesetz BGBl. �r. 628/]991, wird wie folgt 

ge.::inrlert: 

1. § 1 Abs. 

"3. rlie Ablehnung eines Antrages auf Eröffnung dPR Konkursps 

mangels hinreichpnden Vermögens," 

2. Nach § 1 wird fo]gpnder § 1a eingefügt: 

"§ Ja. (1) Insolvenz-Ausfallgeld geblihrt auch für Abfertigung, 

wenn der Arbeitgeber aufgrund eines Urteiles gemäß § 23 Ahs. 2 

des Angestelltengesetzes, BGBl. Nr. 292/1921 in geltender Fas­

sung, von der Zahlung einer Abfertigung zum Teil oder zur Gänze 

befreit wurde. 

(2) Der Anspruch auf Insolvenz-Ausfallgeld umfaßt den 

Teil der Abfertigung, den der Arbeitgeber nach Abs. 1 dem 

Anspruchsberechtigten nicht ausbezahlen muß, und die dem Ar­

beitnehmer diesbpzüglich erwachsenen tarifm�ßigen Verfahrens­

kosten und Rarauslagen. 
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(3) Im übrigen gelten die Bestimmungen dIeses Bundesge­

setzes mit der Maßgabe, daß 

1. das Vorliegen eines Insolvenztatbestandes im Sinne des § 1 

Abs. 1 nicht erforderlich ist, 

2. die Antragsfrist gemäß § 6 Abs. 1 m it der Zuste l lung des dem 

Anspruchsberechtigten gegenüber rechtskräftig gewordenen 

Urteiles zu laufen beginnt und 

3. ein übergang des Anspruches ( §  11) nicht stattfindet. " 

3. § 3 Abs. 2 Z 1 hat zu lauten: 

"1. für gesicherte Ansprüche - mit Ausnahme der Ansprüche allf 

laufendes Entgelt -, die nach AbJallf der Frist nach Abs. 1 

entstanden sind, sofern innerha lb oer Frist nach Abs. 1 

a) dIe Kündigung des Arbe itsverhältnisses ausgesprochen, 

b) die einvernehmliche Lösung des Arbeit,sverhcilt nisses 

vereinbart, 

cl die vorzeitige Auf l ösung des Arbeitsverh�Jtnisses aus-

gesprochen oder 

d) bei elnem, einen hesonderen Kündigungsschutz genießen­

den Arbeitnehmer die Zustimmung 7lH Kündigung bei der 

zuständigen Behörde beantragt wurde;" 

4. Nach § 3 Abs. 3 wird fo lgender Abs. 3a eingefügt 

"(3a) Nimmt der Anspruchsberechtigte elnen KarenzurJaub 

gemäß dem Mutterschutzgesetz, BGE I . Nr. 22 1/1979, oder dem 

Eltern-Karenzurlaubsgesetz, BGB I . Nr. 651/1989, in jeweils 

geltender Fassung, in Anspruch oder le i stet er den ordent­

lichen Präsenz- oder Zivildienst nach dem Arbeitsplatzsiche­

rungsgesetz, BGB I . Nr. 1 5 4/1956, oder dem Zivildienstgesetz, 

BGB] . Nr 679/1986, in jeweils geltender Fassung, gebührt Inso] ­

venz-Ausfallgeld auch für die Zeit des Kündigungsschutzes, 

einer unmittelbar anschließenden Kündigungszeit und für An­

sprüche aus der Beendigung des Arbeitsverhältnisses, wenn der 

Arbeitnehmer nach Beendigung des Karenzurlaubes bzw. des Prä­

senz- oder Zivildienstes das Arbeitsverhältnis rechtzeitig 

wieder antritt. " 
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5. § 5 lautet: 

"(I) Für das Verfahren nach diesem Bundesgesetz ist das 

Landesarbeitsamt zuständig, in dessen Sprengel sich das Gericht 

befindet, das den Konkurs er6ffnet oder den Beschluß nach § J 

Abs.l Z 1 bis 7 gefaßt bzw. das Urteil erster Instanz nach § la 

erlassen hat. Für Hinterbliebene richtet sich die Zuständigkeit 

nach der des ehemaligen Arbeitnehmers. 

(2) Hat ein ausländisches Gericht elne Ent_scheidung 1m 

Sinne des § 1 Abs. 1 getroffen, die im Inland anerkannt wird, 

so ist das Landesarbei t_samt Wi en zuständig. 

(3) Der Antrag auf Tnsolvenz-Ausfallgeld kann bei jedem 

Arbeitsamt oder Landesarbeitsamt eingebracht werdpn. Sofern es 

sich nicht um das Landesarbeitsamt nach Ahs. 1 oder Ahs. 2 

handelt, ist der Antrag dem zur Entscheidung zuständigen Lan­

desarbeitsamt unverzüglich Zll übersenden. Wird der Antrag beim 

Konkursgericht bzw. Ausgleichsgericht ( §  J04 Abs. ] KO bzw. 

§ 76 Abs. 1 AO) eingebracht_, so ist der Antrag als an das 

zustÄndige Landesarbeitsamt gerichtet anzusehen. 

(4) Das gemäß Abs. l ader Abs. 2 zuständige Landesar­

beitsamt und der Insnlvenz-Ausfallgeld-Fonds sind ermächtigt, 

im Zuge des Verfahrens nach diesem Bundesgesetz anfallende 

Daten im Sinne des Ddtenschutzgeset_zes, BGRl.Nr. 565/1978 in 

geltender Fassung, zum Zweck des automationsunterstützen Daten­

verkehrs zu ermitteln und z u  verarbeiten." 

6. § 6 Abs. 1 Z 3 lautet: 

"3. das Arbeitsverhältnis nach Ablauf der Frist nach dem ersten 

Satz endet, mit dessen Ende, im Fall des § 3 Abs. 3a, ab 

dem Ende des Kündigungsschutzes; 

7. Im § 6 Abs. 1 dritt_er Satz wird die Wortfolge "des Vermit_t­

Jungsausschusses ( §  44a des Arbeitsmarktf6rderungsgesetzes, 
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BGBI. Nr. 3 1/ 1969)" du rch die Wortfolge "des Ve rwa ltungsaus­

schusses (§ 44 AMFG, BGBI. Nr. 3 1/1969 in gel tender Fassung) 

oder eines von ihm eingeset�zten Unterausschusses" erset zt . 

8 .  § 7 Abs. 1 l autet: 

"(1) Das Landesarbeitsamt ist bei der Beu rteilung des 

Vorl iegens eines gesicherten Anspruches an die hierüber ergan­

genen gerichtlichen Entscheidungen gebunden, die gegenüber dem 

Antragsteller rechtskräftig geworden sind. Soweit de r dritt e 

Satz des § 6 Abs. 5 anzuwenden ist, hat das Landesarbeitsamt 

dem Antrag ohne weitere PrüflIng insowe i t stattzugeben, als n�ch 

dem übersendeten Auszug (Abschrift) des Anmeldungsverzelchnis­

ses der gesicherte Anspruch im Ko nku rs oder im Ausg leich sver ­

fahren fest_gest ell t ist_. Trn übrigen s ind die §§ 45 bis 55 AVG 

anzuwenden. Das Landesarbe it samt hat seiner Bellrteilung die 

Sach- und Rechts l age zum Zeitpunkt des Antrages auf Tnso]vPTI7-

Au sfa l lgeJd zugrundezulegen , wobei durch den Antrag (§ 6 

Ahs. 1) Verjäh rung s - und Verfa l l sfristen unter})rochen werden." 

9. § 7 Ahs. 6 letzte r Satz lautet : 

n §  8 Ahs. 1 ist sinngemäß anzuwenden. " 

10. Dem § 7 wird fo lgender Ahs. 7 angefügt: 

"(7) Ist der Arbeitnehmer ve rpfl ichtet nach § 3 0  Abs. 1 

Z 1 KO aufgrund eines U rteiles e rhaltene Zahlungen für An­

sprüche aus dem Arbeitsverhältnis z u rückzuerstatten, so geht 

diese Verpflichtung mit der rechtzeitigen Beantragung von 

Insolvenz-Ausfallgeld (§ 6 Abs. 1) auf den Insolvenz-AusfaJJ­

gel d-Fonds über, insoweit als Insolvenz-Ausfallgeld gebührt." 

11. Dem § 11 Abs. 3 wird folgender Satz angefügt: 

"Dadurch wi rd jedoch das Recht des Insolvenz-Ausfall geld-Fonds, 

im Falle eines gerichtlich bestätigten Ausgleiches bzw. 

Zwangsausgleiches zur E rfüllung der ihm nach dem Ausgleich 
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bzw. Zwangsausgleich zustehenden Ansprüche auch auf künftiges 

Vermögen des Arbeitgebers zu greifen, nicht beeinträchtigt. " 

12. Im § 12 Abs. 1 Z 5 tritt anstelle des zweiten und dritten 

Satzes fo l gende Bestimmung: 

"Dieser Zuschl ag ist vom Arbeitgeber zu tragen. " 

13. Im § 13 Abs. 4 treten anste l le des letzten Satzes folgende 

Best,immungen: 

"Die diesbezüg]irhen Kosten trägt der Insolvenz-Ausfa l l ge l d­

Fon� s, wobe i der Fonds der Finanzprokuratur für ihre Vert re­

tungsbemtihungen j�hrlich im nachhinein eine Vergütung 211 

entrichten hat. D ie Vergütung wird m it dem 14fachen Jahres­

be zug eines Beamten der A l lgemeinen Verwa l tung der Dlenst­

klasse V, Gehalt s stufe 2, einschließlich der'Verwaltlmgs­

d ien s t z u l age , festgesetzt. " 

14. Nach § 13a wird ein § 13h mit folgendem Wortlaut und Uber­

schrift ei ngefii�3t: 

"Zahlungen an d ip Briuarbpiter-Urlaubs- und Ahfert.igung skasse 

§ 13h. Der Insolvenz-Ausfallgeld-Fonds hat der Bauarheiter­

Urlauhs- und Abfertigungskasse jene Abfertigungszah l ungen zu 

ersetzen, die diese Zur Auszahlung gebracht hat, wenn der 

Arbeitnehmer zul etzt bei einem Arbeitgeber besrh�ftjgt war, 

der im Sinne des § 1 Abs. 1 insolvent ist. Hat die Bauarbei­

ter-Ur l aubs- und Abfertigungskasse die Arbeitnehmer eines 

solchen Arbeitgebers bezüglich ihrer Abfertigungen zur Gän�e 

abgerechnet, hat sie diese ausbezahlten Beträge unter Anfügung 

der entsprechenden Nachweise kalenderviertel jährlich beim 

Inso l venz-Ausfal l geld-Fonds geltend zu machen. " 

1 5. Im § 14  Abs. 4 entfällt der Ausdruck "Arbeitsämter, ". 
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16. Im § 4, § 6 Abs. 3, § 7 Abs. 2 und 4, § 8 Abs. 2, § 1 0  und § 

14 Abs. 3 ist jweils der Ausdruck " Arbeitsamt" durch den 

Ausdruck " Landesarbeitsamt" zu ersetzen. 

17. Nach § 17 wird folgender § 17a eingeftigt: 

"§ 17a. § 1 Abs. 1 Z 3, § la, § 3 Ahs. 2 Z 1 und Abs. 3a, § 5, 

§ 6 Abs. 1 Z 3 und d ritte r Satz, § 7 Abs. 1, Abs. 6 l etzter 

Satz und Abs. 7, der an § 1 1  Abs. 3 angeftigte Satz, di e 1m 

§ 12 Abs. 1 Z 5 anstelle des zweiten und dritten Satzes tre­

tende Bestimmung, die im § 13 Abs. 4 anstelle des letzten 

Satzes tretenden Bestimmungen, § 13b , § 14 Abs. 4 ohne den 

entfal lenden Ausdruck " Arbeitsämter, "  sowie der im § 4, § 6 

Abs. 3, § 7 Abs. 2 und Ahs. 4, § B Ahs. 2 ,  § 10 und § 14 Abs. 

3 jeweils anstelle des Audruckes " Arbeitsam1" t_retende Aus­

druck " Lande sarbeitsamt" in der Fassung des Bundesgesetzes 

RGEl. Nr. XXX treten mit 1. Jänner 1 993 in Kraft. Die Arh e it s ­

ämter haben die zu diesem Zeitpunkt noch anhängigen Gesrhäfts­

fälle von Amts wegen dem jeweils übergeordneten L�ndesarbe j ts-

amt zu übert ragen. " 

A r t  i k e 1 11 

Das Arbeits- und Sozialgerichtsgesetz,  BGBl. Nr. 104/ 1985, zulet zt 

geändert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 408/]990 und die Kundma­

chung BGBl.N r. 2 10 /1991, wir d  wie folgt geändert: 

1. Im § 40 Ahs. 1 Z 4 tritt anstelle der Wortfolge "von Arbeits­

ämtern" die Wortfolge "de r Landesarbeitsämter". 

2. Im § 66 t ritt anstelle des Ausdruckes "Arbeitsämter" der Aus­

druck "Landesarbeitsämter". 
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3. Dem § 98 wird folgender Satz angefügt: 

"Der im § 40 Abs. 1 Z 4 und § 66 jeweils anstelle des Aus­

druckes "Arbeitsämter" tretende Ausdruck "Landesarbeitsämter" 

1n der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. XXX tritt mit 

1. Jänner 1993 in Kraft. " 

A r t  i k e 1 I I I  

Das Bauarheiter-Urlaubs- und Ahfertigungsgesetz, 

BGBl.Nr. 41411 972, zu]ptzt geändert durch das Bnndpsgesetz 

BGBI. Nr. 682/19 9 1, wird wie folgt geändert: 

1. § 13� Ahs . 1 Z 5 lautet: 

"5. bei Inanspruchnahmp e I ner Invalid itätspension (§ 254 

ASVG);" 

2. Nach § J3a Abs . J Z 5 wird folgende Z 5a eingefügt: 

"Sa. bei Auflösung des Arbeitsverhältnisses bei Insolvenz des 

Arbe itgebers ( §  1 Abs. 1 Insolvenz-Entgeltsicherungsge_ 

setz BGBl. Nr. 324/1977 in der jeweils geltenden Fassung) 

durch berechtigten vorzeitigpn Austritt des Arbeitneh­

mers oder durch Kündigung seitens des Arbeitgebers;" 

3. § 13e Abs. 1 erster Satz lautet: 

"Wird eJn Anspruch auf Abfertigung durch Auszahlung abgegol­

ten, so sind für den Erwerb eines neuen Anspruches die An­

spruchsvoraussetzungen des § 13h neuerlich zu erfüllen; dies 

gilt jedoch nicht, wenn es sich um einen Anspruch nach § 13a 

Abs. 1 Z 5a handelt. " 
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4. Nach § 13e Abs. 2 wird folgender Abs. 3 angefügt: 

" (3) Hat der Arbeitnehmer bei Auf l ösung des Arbeitsverh�lt­

nisses bei Insolvenz des Arbeitgebers noch keinen Abferti­

gungsanspruch nach § 13a Abs. 1 Z 5a erworben, so sind die In 

diesem Arbeitsverh�ltnis verbrachten Besch�ftigungszeiten 

sowoh l für die Bemessung eInes neuen Abfertigungsanspruches als 

auch für die Erfü l lung der Voraussetzungen des § J3b 7U berück-

sichtigen. " 

5. Der bisherige Text des § 13f erh�lt die Ahsatzbezeichnung 

"(1)"; -ihm wird folgender Ahs. 2 angefügt: 

"(2) Im Fal l e  oes § 13a Abs. 1 7;  ')a jst dje Al1fliisIlng des Ar­

bpitsverh� l tnisses der Urlauhs- und Ahfertigungskassp vorn Ar­

beitgeber (Masseverwalter) zu melden. Die Ur l aubs- und Abfer­

tigungskasse hat den Anspruch des Arbeitnehmers zu errechnen 

und diesen zur Ge l tendrnachung atlfzufordern. Der Abfertigungs­

anspruch ist binnen sechs Monat,en nach rler Aufforderung durch 

die Urlauhs- und Abfertigungskasse bei sonstigem Verfa l l  ge l -

tend zu machen. " 

6. § 25a Abs. 7 lautet: 

" (7) Die zur Vertretung juristischer Personen oder Personen­

hand�slgesellschaften berufenen Personen und die gesetzlichen 

Vertreter natürlicher Personen haften im Rahmen ihrer Vertre­

tungsmacht neben den durch sie vertretenen Zuschlagsschuldnern 

für die von diesen zu entrichtenden Zuschläge insoweit, als die 

Zuschl�ge infolge schuldhafter Verletzung der den Vertretern 

auferlegten Pflichten nicht eingebracht werden könne. Vermö­

gensverwalter haften, soweit ihre Verwaltung reicht, entspre-

chend. " 
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7. § 29 Abs. 1 lit. a lautet: 

"a. auf Feststellung der Verpflichtung zur Entrichtung der 

Zuschläge ver jährt bei Zuschlagsschuldnern (Ar heitgeber) und 

Zuschlagsmithaftenden binnen drei Jahren, gerechnet vom Ende 

des Zuschlagszeitraumesi " 

8. § 40 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 

"§§ 13a Abs. 1 Z 5 und 5a, 13e Ahs. 1 erster Satz und Ahs. 3, 

13f Abs. 2, 2 5a Abs. 7 und 29 Abs. 1 lit. a in der Fassung des 

Bundesgesetzes 8GBl.Nr. XXX treten mit 1. Jänner 1993 in 

Kri'lft. " 

A r t j k e 1 IV 

Mit Ablauf des 31. Dezemher 1 992 treten Art ikel V Abs. 1 zweiter 

und dritter Satz, Abs. 13 sowie Ahs. 14 des Bundesgesetzes, 

BGBl.Nr. 618/1987 , außer Kraft. 
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Han/ IESG-Erläuterungen/x 

V O R  B L A T T 

Probleme und Z iel: 

Nach den Bestimmungen des Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungsge­

setzes (BUAG) haben Arbeitnehmer, die in Betrieben der Bauwirt­

schafb beschäftigt waren, bei Auflösung des Arbeitsverhältnisses 

Anspruch auf Abfertigung nicht gegen den Arbeitgeber, sondern 

gegen die Ba uarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungskasse (BUAK). N�rh 

den Bestimmungen des lnsolvenz-EntgeJtsicherungsgesetzes haben im 

Falle der Insolvenz eines Arbeitgebers dessen Arbeitnehmer u.�. 

Ansprur)1 auf I nso J venz -Ausf a J ] ge ld fü r vom Arbe i tgE'>ber nicht 

geza hlte Abfertigung gegen den Insolvenz-Ausfallgeld-Fonds (IAG­

Fonds). Zllr Ha rmon i s i erung dieser Rechtslage gelten bis 31.12.1992 

Überga ngshestimmungen. Ab 1.1.1993 ist e i ne gesetzliche Dauer­

regelung erforderlich. 

Lösung einiger Recht sfragen und Probleme 1m lESG und BUAG, die 

sich in der Praxis ergeben haben. 

Vereinfachung des Verfahrens zur Einsparung von Verwa Jtungsarbeit 

und Verwaltungskosten. 

Lc)sung: 

* Berechnung und Auszahlung von Abfert i gungen an Arbeitnehmer, d i e 

i n  insolvent gewordenen Betr i ehen der Bauwirtscha ft besch�ftigt 

w�ren, durch die BUAK und Ersa tz dieser Abfertigungszahlungen 

seit.ens des l AG- Fonds an di e BIlAK 

* KJarsteJlung von Insolvenztatbeständen 

* Beseitigung von Härtefällen beim Anspruch auf lnsolvenz-Ausfall­

geld, insbesondere von kündigungsgeschützten Arbeitnehmern 

* Übertragung der Bearbeitung und Entscheidung der l AG-Anträge von 

den Arbeitsämtern zu den Landesarbeitsämtern 

* technische Bereinigungen, KlarsteIlungen und Zitierungsänderun­

gen 

Alternativen: 

Keine 
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Kosten: 

4, 2 Mio. S 1m Jahr für die laut Urteil vom Arbeitgeber nach § 23 

Abs. 2 des Angestelltengeset zes nicht zu zahlende Abfertigung. Im 

übrigen stehen den zu erwartenden geringen sonstigen Mehraufwen­

dungen für Einzelfälle Einsparungen im Administrativbereich gegen-

über. 

Vereinbarkeit mit EG-Recht: 

Die geltenden und die vorgeschlagenen Bestimmungen erfüllen die 

einschlägigen EG-Richtlinien. 
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E r 1 ä u t e r u n  g e n  

Allgemeiner Teil 

Durch Bundesgesetz BGBI. Nr. 618/1987 wurde der BUAK die Zahlung 

der Abfertigungen an Arbeitnehmer, die in der Bauwirtschaft be­

schäft�gt waren, übertragen. 

Nach der bis 31.12.1992 geltenden übergangsbestimmung hat die BUAK 

auch im Fall der Insolvenz des Arbeitgebers die Abfertigungen zu 

gewähren, sodaß solche Zahlungen im Bereich des IESG nicht mehr 

anfallen können. Es war daher vorgesehen, daß ab 1.1.199 3 die 

Arbeitgeber der Bauwirtschaft einen durch Verordnllng festgesetz­

ten, entsprechend reduzierten TESG-Beitrag le isten und tlis 7U 

diesem Zeitpunkt der TAG-Ponds der BOAK jene Abfertignngszahlungen 

ersetzt, die diese zur Auszahlung gebracht hat. 

Die bisherige mehr als vierjährige Praxis hat nun gezeigt, daß 

sich diese übergangsregelung sehr bewährt hat und den ger i ngsten 

Verwaltungsaufwand erfordert. Der Gesetzentwurf sieht daher vor, 

die geltende übergangsregelung als Dauerregelllng festzulegen. 

Neben diesen Änderungen sollen mit der Novelle folgende in der 

Praxis aufSJetretenen Fragen einer Lösung zugeführt werden: 

* KlarsteIlung von Tnsolvenztatbeständen 

* Beseitigung von Härtefällen beim lAG-Anspruch insbesondere von 

kündigungsgeschützten Arbeitnehmern, wie z.8. Müttern 

* übertragung der Bearbeitung und Entscheidung der lAG-Anträge von 

den Arbeitsämtern zu den Landesarbeitsämter 

* technische Bereinigungen, KlarsteIlungen und Zitierungsanderun­

gen im IESG, ASGG und BUAG 

Die Zuständigkeit des Bundes zur Regelung gründet sich auf Art. 10 

Abs. 1 Z 11 B-VG. 

nie finanziellen (geringfügigen) Auswirkungen sind am Ende der 

Erläuterungen dargestellt. 
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Besonderer Teil 

Zu Artikel I (IESG): 

Zu Z 1: 

Nach jetzigem Recht besteht Anspruch auf lAG - bei Erfüllung der 

sonstigen Voraussetzungen - wenn der Antrag auf Eröffnung des 

Konkurses mangels hinreichenden Vermögens abgewiesen wird. Die 

Praxis hat gezeigt, daß manche Gerichte in solchen Fällen den 

Antrag auf Konkurseröffnung zurückweisen. 

Zur KlarsteIlung, daß auch 1n solchen Fällen Anspruch auf lAG 

gebührt, soll an die stelle des Wortes "Abweisung" der Ausdruck 

"Ablehnung" treten, der begrifflich sowohl die Abweisung al� auch 

die Zurückweisung umfaßt. 

Zu Z 2: 

Liegt ein Konkurs oder Ausgleichsverfahren oder eln gleichgestell-

ter Tatbestand nach § 1 Abs. 1 IESG vor, gebührt für eine gesi­

cherte (§ 1 Abs. 2) aber nicht gezahlte Abfertigung lAG. Hat sich 

das Unternehmen hingegen ohne ein derartiges Verfahren aufgelöst, 

so entfällt die Gewährung einer Abfertigung bei Erfüllung des 

Tatbestandes nach § 2 3  Abs. 2 des Angestelltengesetzes und damit 

auch der Anspruch auf TAG. 

Der Gesetzentwurf sieht vor, daß zur Vermeidung sozialer Härten 

auch in diesen besonders gelagerten Einzelfällen lAG gebühren 

soll. Zur Vermeidung von Mißbräuchen ist in diesem Fall die Gewäh­

rung VOR lAG an das Vorhandensein eines Urteiles gebunden, in 

welchem die Wirtschaftslage des Arbeitgebers geprüft wurde (neuer 

§ la). 

Zu Z 3: 

Nach der derzeitigen Rechtslage erhalten kündigungsgeschützte 

Arbeitnehmer für Ansprüche aus der Beendigung des Dienstverhält­

nisses (z.B. Abfertigung, Kündigungsentschädigung) lAG nur dann, 
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wenn über den Antrag des Masseverwalters/Arbeitgebers auf Zustim­

mung zur Kündigung von der zuständigen Behbrde innerhalb von drei 

Monaten ab Erbffnung des Konkurses entschieden wurde. 

Da der Entscheidungszeitpunkt häufig vom Zufall abhängt, soll in 

Zukunft auf den Zeitpunkt des Antrages durch den Masseverwal­

ter/Arbeitgeber an die 1n Frage kommende Behbrde abgestellt wer­

den (Ergänzung des § 3 Abs. 2 Z 1). 

Zu Z 4 und 6: 

Treten Mütter oder Väter bzw. Präsenz - oder ZiviJdiener nach dem 

Karenzurlaub bzw. dem Präsenz- bzw. Z i v ildienst wieder ihr Ar­

bei tsverhältn is an und wurde während dieser Zeit ein Insolvenzver­

fahren erbf fnet , besteht häu fi g kein Anspruch auf TAG fUr die 

offenen Ansprü c he, insbesündere ab Wiederaufnahmp npr Bp!:whäfti­

gung, we i l  der Anspruc hsze itrallm abgelallfen ist. 

Der Geset zentwurf sieht zur Vermeidung sozjaJer H,'.jrten vor, daR ln 

diesen Fällen Anspruch auf Insolvenz-Ausfal1ge]d hestohi ( neuer 

Abs. 3a des § 3). 

Die viermonatige Antragsfr i st soll in diesen Fällen erst ab deM 

Ende des jewei ligen Kündigungsschutzes zu laufen beginnen (Ergän­

zung des § 6 Abs. 1 Z 3). 

Zu Z 5: 

Nach der derzeitigen Rechtslage ist zur Fntscheidung über Anträge 

auf lAG das Arbeitsamt am Sitz des in Frage kommenden lnsolverlzge ­

richtes zuständig. 

Zur Einsparung von Verwaltungsarbeit und von Verwaltungskosten 

sowie zur Beschleunigung des Verwaltungsverfahrens sieht der 

Gesetzentwurf eine Ver l agerung der Entscheidungskompetenz von den 

derzeit befaßten 16 Arbeitsämtern zu den neun LandesarrJei tsämtern 

vor. Durch diese Konzentration werden ung l eiche Arbeitsauslastun­

gen sowie Rückfragen des Arbeitsamtes be i m Landesarbeitsamt in 

j uristischen Fragen vermieden und im Falle eines Rechtsstreites 
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vor dem Arbeits- und SoziaJgericht die Vertretung durch denselben 

Sachbearbeiter ermöglicht, der die Angelegenheit entschieden hat. 

Die Möglichkeit, den Antrag auf lAG bei jedem Arbeitsamt zu stel­

len, soll beibehalten und durch die Einbeziehung der netln Landes-

arbeitsämter ausgeweitet werden. 

Aus Gründen der besseren Verständlichkeit soll ln diesem Zusammen­

hang § 5 auch hinsichtlich der unveränderten Teile in die Novelle 

aufgenommen werden. 

Zu Z 7: 

Diese textliche �nderung ergibt sich aus der vorgesehenen Ver l age-

rung der Entscheidung über Anträge auf l AG von den Arbeitsämtern 

zu den Landesarbeitsämtern (§ 6 Abs. 1 dritter Satz). 

Zu Z 8: 

Durch Anfügung eJ.nes Satzes an den § 7 Abs. 1 so] I klCirgesteJ 1 t 

werden, daR das Landesarbeitsamt seiner Reurteilung die Si'wh- und 

Rechtslage zum Zei tpunkt- des Antrages auf lAG zugrunde zu legen 

hat und 0 f f e n e Ver jäh run g s - und Ver f Cl 1 I s f r i s t(J n dur eh d p n f r ist -

gerechten Antrag auf lAG unterbrochen werden. Damit wird eine 

zusätzliche Klage des Arbeitnehrlers zur Wrihrung von Verfalls­

frist_en vermied en. Weiters wird auf die vorgesehene Ver l agerung 

von den Arbeits- zu den Landesarbeitsamterrl Redacht genomMen. 

Zu Z 9: 

Die Zitierungsänderung ergibt sich aufgrund der Exekutionsord-

nungs-Novelle 1991. 

Zu Z 10: 

Wird vom Masseverwalter erfolgreich eln Anfec htungsprozeß gegen 

einen .Arbeitnehmer wegen "Zahlung zur Unzeit" geführt, so hat der 

Arbeitnehmer die entsprechenden Beträge nach Maßgabe des Urteiles 

an die Masse zurückzuzahlen. In der Folge kann er für seine of-

fenen Forderungen lAG beantragen. 
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Zur Vereinfachung dRs Verfahrens und z ur Vermeidung von Nachteilen 

für den Arbeitnehmer soll in einem solchen Fall bei rechtzeitiger 

Beantragung von l AG nach Maßgabe des Urteiles der l AG- Fonds di­

rekt Zahlung an die Masse leisten (neuer Abs. 7 des § 7) . 

Zu Z 11: 

Durch die vorgeschlagene Ergänzung soll klargestellt werden, daß 

im Fall eines Ausgleiches oder Zwangsausg l eiches (Ausgleich wäh­

rend eines Konkurses) der l AG- Fonds zur Realisierung seiner zuge­

sprochenen Quote auch auf künftiges Vermögen greifen kanrl. D i es 

ist sachlich insbesondere deshalb gerechtfertigt, weil sonst di e 

Zustimmung zur Quote und damit zum Ausgleich sinnlos w�re ( §  1 1  

Abs. 3), 

Zu Z 12 und 14: 

M i t Bundesgesetz 8GB] . Nr . 6 18/1987 wurde das Briu:,rbejLer-[rJ,.,u!>s­

und Abfertigungsgesetz (RljAG) ur') BestirH:nmg(C>)l \lbpr die Abfertjgun­

gen von Rauarbe i  Lern in der �'Yei se ergi:jnz1 I Ci-1f� di (c' fit ,,"�pn:'('hef!den 

Abfertigungszahlungen nicht mF'hr vom ,i\rbcejtgebt:·,- p1hst, s()ndern 

von der BUAK zu bezahlen sind (§ L3a ff nU\G). C1.·} hzeitJg wurde 

im TESG festge l egt , daß solc'hp Abfertjgun�lPn kr>tnpfi .. \nspnwh Dehr 

auf TAG be i Insolven7 des Arbeitgebers be�Jr(.irlden (.i\rlikl'] IV c1f::'S 

eingangs genannt en Bundesgesetzes bzw. § 1 Abs. 3 Z 5 TESG). 

Da diese Arbe it geber zur Finanz lerung der AbfertiC:PHl ;-5zi1hlun(Jen 

Bei träge an diese Kasse zu ent r i c h t en haben I aller -1 f'l Rahmf·n (hos 

I ES G sol c h e Z a h 1 u n gen nie h t m R h r an fa] 1 e n k ö n n e r; i vi Il r" ,J e W F" ; ; e r S j 1�1 

Artikel V Abs. 1 des erwähnten Bundesgeset7es bestlmnt, dilG dIese 

Arbeitgeber ab 1993 einen mit Verordnung f estzusetzpil den , niedri­

geren Beitrag zu zahlen haben und daß in der Übergangszeit bis 7\l 

diesem Zeitpunkt der l AG- Fonds die von der BUAK be7ahlten Abferti­

gungsansprüche zu refundieren hat (Art. V Abs. 14) . 

1990 haben alle Arbeitgeber ftir 1, 9 Mio. Arbe itnehm e r, dip dem 

IESG unterliegen, z ur Finanzierung der Aufwendllngen fOr TAG 

48 4, 2 Mio. S aufgebrac ht; im Baubereich selbst hahen die Arbeit­

geber ftir die der Abfertigungsregelung unterliegenden 135.000 Ar­

beitnehmer hievon ca. 34, 4 Mio. S abgeftihrt. 1 990 hat der TAG-
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Fonds a n  die BUAK 8,5 Mio. S Abfertigungszahlungen im Hinblick auf 

die dargelegten übergangsregelungen refundiert. Würde man nun 

diese 8,5 Mio. S bei der IESG-Zuschlagsfestsetzung entsprechend 

berücksichtigen, würde sich der Zuschlag für die Arbeitgeber im 

Baubereich von 0,1 % auf 0,075 % erm�ßigen. 

Bei Einführung eines gespaltenen Beitragssatzes ab 1.1.1993 w�re 

dies mit einem unverh�ltnism�ßig hohen Verwaltungsaufwand sowohl 

bei den Gebietskrankenkassen (diese heben treuhänderisch die 

entsprechenden Beitr�ge und diese müßten eine eigene Beitrags­

gruppe einrichten und auch entsprechende separate Vorschreibungen 

in bezug auf diese Arbeitgeber im Baubereich vornehmen ) als auch 

für die betroffenen Arbeitgeber selbst verbunden. Es srhe int daher 

sinnvoller denselben Entlastungseffekt für die Arbeitgeber im 

Baubereich durch Beibehaltung der Refundierungen an die RUAK zu 

erzielen; diese Zahlungen finden auch bei der Festsetzung der Abhe 

der von den Arbeitgebern im Baubereich für Abfertigungen zu zah­

lenden Zuschl�ge entsprechende Berücksichtigung. Damit wäre auch 

gew�hrleistet, daß je nach der Entwlcklung der Jnso]v�nzen im 

Baubereich einmal mehr, einmal wen i ge r Zahlungen zu erfolgen 

hätten. 

Der Gesetzentwurf sieht daher vor, die derzeitige ühergangsrpgp­

lung als Dauerregelung festzulegen, indem die erforder l ichen 

Bestimmungen in e lner:1 neuen § 13b zusammengefaßt und djp Restir:1-

mungen über den gespalt e nen Beitragssatz aufgehoben werden ( §  12 

Abs. 1 Z 5). 

Zu Z 13: 

Die Bestimmung des § 13 Abs. 4 ln der jetzigen Form sieht vor, daR 

sich der lAG-Fonds zur Wahrnehmung seiner Interessen der Finanz­

prokuratur und anderer Rechtsvertreter bedienen kann. Für die 

diesen daraus entstehenden Kosten hat der Fonds aufzukommen. 

Haupts�chlich vertritt die Finanzprokuratur den Fonds. Nach der 

bisherigen Praxis hat die Finanzprokuratur jede einzelne Vertre­

tungshandlung einschließlich der angefallenen Reisekosten in 

Rechnung gestellt. 
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Anstelle dieses aufwendigen Verfahrens soll eine pauschalierte 

Verrechnung in der Weise treten, daß jährlich im Nachhinein für 

den der Finanzprokuratur entstandenen Personal- und Sachaufwand 

der Gegenwert der Kosten für 1 4  Dienstposten der Allgemeinen 

Verwaltung, Dienstklasse V, Gehaltsstufe 2, einschließlich der 

Verwaltungsdienstzulage, zu ersetzen ist. Dies entspricht den 

tatsächlichen Aufwendungen der Finanzprokuratur im Durchschnitt 

der letzten Jahre von jeweils ca. 4, 6 Mio. S. 

Die vorgeschlagene Bestimmung hat ihr Vo r bi ld In den letzten 

beiden Sätzen des § 13 Abs. 1 I ESG, nach welchpr der Fonds J[) 

gleicher Weise dem Bund dessen Kosten zu erset z P ll hrit. 

Zu 7. 15 und 16: 

Die vorgeschl dgpnpn Änoeruns.len si nd KonsPcJupnz der V()rg("Sf�)vonpn 

Verla gerung von Arbpitsdr1tprn 711 dpn I,;;ndFosarheii c,;int.ern . 

Zu Ar1.ikel Tl (7\S('-.(;): 

o j e vor ge S eh] Cl gen e .l\ nd e run g is t 9 1 P -j eh fa 1 I c.; F n 1 9 ( der i m T F SC; 

vorgesphenefl \7prJagerllng von df-'n ,i;rbeLt si,ntern 711 rl(�n J,iifldF��-)dr­

he it. sä mt e rn. 

Zu ArtikeJ TI} (BOAG): 

Zu Z 1 (S l1a Abs. 1 Z 5): 

Oiesp Änderung PCißt die FC)l'fTlLlljerung des § LLi "'iJs, 7, .ci  dn die 

entsprechenden Rpge lungen i 1'1 a 11 gerne i npn Ahf p rt i 911 nq�: r'p(' hj (vg]. 

§ 23a Abs. 1 Z 2 �,ngG) an. Damit wird auch dem im ,i\SVG durch ddS 

Bundesgesetz BGBl.Nr. 157/1 9 91 geregelten besonderefl Verfrlhren zur 

Feststellung der I nvalidität (§ 255a) Rectlnung g�Lr�gpn . 

Zu Z 2 (S 13a Abs. 1 Z 5a): 

Art. V Abs. 13 der Übergangsbestimmungen zum Bundesgesetz 

BGBl.Nr. 618/1987, mit dem die Abfe rtj gungs rege lun g ftir die Ar­

beitnehmer in der Rauv,/irtschaft geschaffen worden ist, sieht_ 

einen - bis 31. Dezember 1 9 92 befristeten - Sondprtatbestand des 

Entstehens eines Abfertjgungsanspruches vor , dpr den Katalog des 

§ 13a Abs. 1 BUAG ergänzt. 
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Demnach wird - abweichend von der allgemeinen Regelung des § 13a 

Abs. 1 Z 6 BUAG (die übrigen Tatbest�nde des § 13a Abs. 1 Z 1 

bis 5 sind im gegebenen Zusammenhang nicht relevant) - bei Be­

endigung eines Arbeitsverh�ltnisses durch berechtigten vor­

zeitigen Austritt des Arbeitnehmers oder durch Kündigung durch 

den Arbeitgeber wegen einer Insolvenz des Arbeitgebers der Ab­

fertigungsanspruch gegenüber der Bauarbeiter-Urlaubs- und Ab­

fertigungskasse (BUAK) nicht erst nach zwölf Monaten, sondern 

sofort f�llig. 

Diese Regelung sollte die Refundierung der von der BUAK ge­

leisteten Abfertigungen durch den TAG-Fonds gpw�hrleisten. Die 

Refundierungsregelung war bis 31. Dezember 1 992 befristet. Der 

Ubergangsregelung lag die überlegung zugrunde, in den ersten 

Jahren die Finanzierungsgrundlage der BUAK durch die Auswirkung 

von lnsolvenzen, insbesonders von Großinsolvenzen, nicht zu ge­

f�hrden. Die größere Riskengemeinschaft des lAG-Fonds sollte da­

her bis Ende 1992 alle durch Insolvenzen veranlaRten Abferti­

gungsansprüche übernehmen (vgl. Martinek /�'J i dorn, Rauarbei ter­

Urlaubs- und Abfertigungsgesetz, 3211. Nach dem 31. Dezember 

1992 sollte für die Bauarbeitgeber der lESG-Beitrag gesenkt 

werden, um die Entlastung des lAG-Fonds von den BUAG-Abfertigun-

gen aufzufangen. 

Da sich die Refundierungsregelung bew�hrt hat und auch im Ver­

h�ltnis zur ursprünglich konzipierten Lösung den geringeren Ver­

waltungsaufwand verursacht, soll sie in das Dauerrecht überge­

führt werden. Dafür wird für die Arbeitgeber in der Bauwirt­

schaft der IESG-Beitrag nicht gesenkt; die Refundierung der Ab­

fertigungen durch den lAG-Fonds an die BUAK wird sich aber min­

dernd auf die Höhe des Zuschlags für die Abfertigungsregelung 

auswirken, sodaß damit eine Doppelbelastung für die Arbeitgeber 

vermieden wird. 

Die Beendigung des Arbeitsverh�ltnisses wegen der Insolvenz des 

Arbeitgebers l�ßt - anders als in § 13a AbR. 1 Z 6 - den Abfer­

tigungsanspruch - bei Erfüllung der sonstigen Anspruchsvoraus-
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setzungen - sofort entstehen. Bei der Auflösung des Arbeitsver­

h�ltnisses wegen der Insolvenz des Arbeitgebers sind insbeson­

ders das vorzeitige Austrittsrecht des Arbeitnehmers gem�ß § 25 

Abs. 1 Konkursordnung sowie die Kündigungsmöglichkeit des Ar­

beitgebers bzw. Masseverwalters nach § 25 Konkursordnung bzw. 

§ 20c Ausgleichsordnung zu berücksichtigen. Das Arbejtsverh�lt­

nis kann jedoch im Zusammenhang mit der Insolvenz des Arbeit­

gebers auch auf andere Weise gelöst werden, z.B. durch berech­

tigten vorzeitigen Austritt des Arbeitnehmers wegen VorEnthal­

tung des Entgelts. 

Der Arbeitnehmer kann daher unmittelbar nach Aufl�sung des Ar­

beItsverhältnisses die Abfertigung bei dpr BCAK geltend machen. 

Der Anspruch ist vom Arbei tnehmpr' h1 nne n sc:chs ]\1onnten fli'wh Of>, 

Ver s t � nd i gun g dur C' h cl i e B LJ A 1\ g e � h-� n d �� 11 mac h (0 n f ,",' i d r j <] p Ti Ld 1 s p r 

verfällt (siehe dazu unten zu § 13f Abs. 2), 

Di e Gel tendmachung des Ansprurhs gene () § 13a :\bs. 1 7, Sd kann 

auch dann erfolgen, wenn der ,�rbejtnf'hmpr ?u dlesem Z",it l'onkt 

wieder in einem dem BLJAG unterliegpnden Arbpitsverh�Jtnis stpht 

Die Zeiten aus diesem Arbeitsverhältnis werrlpn nllf dpn Anspruch 

nach § 13a Abs. Z 5a jedoch nicht angerechnet. 

Zu � 3 <S 13e Abs. 1): 

Die zwingende Geltendmachung des Abfertigungsanspruches nach 

§ 13a Abs. 1 Z 5a soll dem Arbeitnehmer nicht zum Nachteil ge­

reichen. Dieser kann ja grunds�tz]ich darauf vertrauen, daß er _ 

wie es dem System der Branchenregelung des BLJAG entspricht _ 

alle Beschäftigungszeiten in der Bauwirtschaft auf einen Abfer­

tigungsanspruch angerechnet bekommt, wenn er einmal dpr "Ein­

stieg" im Sinne des § 13b geschafft hat. 

Da im gegenständlichen Fall einerseits die Verfallsfrist ver­

kürzt wird und andererseits der Arbeitnehmer die Abfertigung 

geltendzumachen hat - widrigenfalls sie verf�llt - soll dem Ar­

beitnehmer der Erwerb eines neuen Anspruches erleichtert werden. 
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Der Arbeitnehmer braucht daher, wenn er sich e1nen Abfertigungs­

anspruch nach § 13a Abs. 1 Z 5a auszahlen hat lassen, für einen 

neuen Anspruch die Einstiegsvoraussetzungen des § 13b nicht 

neuerlich zu erfüllen. Es kommt daher für diesen (weiteren) Ab­

fertigungsanspruch von Anfang an zur Zusammenrechnung von Be-

sch�ftigungszeiten ( §  13cl. 

Diese Regelung ist - W1e bereits oben angeführt - deswegen ge­

rechtfertigt, weil der Arbeitnehmer darauf vertrauen kann, -daß 

es genügt, einmal im Arbeitsleben den " Einstieg" in die Abferti­

gungsregelung zu schaffen und es dann seiner Entscheidung ob­

liegt, ob er den Anspruch durch Zusammenrechnung von Besch�fti­

gungszeiten anwachsen l�ßt oder nicht. Gerade diese seine Ent­

scheidungsfreiheit ist aber im gegenst�nd lichen Fall nicht un-

eingeschr�nkt gegeben. 

selbstverst�ndlich ist auch dieser (weitere) Abfertigllngsan­

spruch dadurch begrenzt, daß insgesamt der Höchstanspruch von 

zwölf Monatsentgelten nicht überschritten werden darf (§ 13d 

Abs. 1 BllAG) . 

Auch f ür Abfertigungsansprüche nach § 13a Abs. 1 Z 5a gilt über­

dies die Regelung des § 13e, wonach "überh�ngp" an Besch�ft-j­

gungsze i t�en, die dem Abfert j gung san spruch n j rht zug rundezlJ legen 

waren, für einen neuen Anspruch zu berücksichtigen sind. 

Zu Z 4 (S 1 3e Abs. 3): 

Zu berücksichtigen war schließlich noch der Fall, daß der Ar-

beitnehmer im Zeitpunkt der Auflösung des Arbeitsverh�ltnisses 

wegen Insolvenz des Arbeitgebers die Einstiegsvoraussetzungen 

des § 13b noch nicht erfüllt hat. In diesem Fall soljen ihm -

ähnlich wie dem Arbeitnehmer, der eine W iedereinstellungsverein­

barung nicht einhalten kann, weil er vom Arbeitsamt 1n ein ande­

res Arbeitsverhältnis vermittelt wird - d ie aus diesem Arbeits­

verhältnis erworbenen Beschäftigungszei ten erhaJtpn hlpiben und 

sowohl für die Erfiillung der Einstiegsvoraussetzungen als auch 

für das Ausmaß des Abfertigungsanspruches angerechnet werden. 

Die Besch�ftigungszeiten aus diesem Arbeitsverh�ltnis werden so 

216/ME XVIII. GP - Mündliche Anfrage (gescanntes Original)22 von 26

www.parlament.gv.at



- 13 -

hewertet, a l s  hdtte Sle der Arbeitnehme r  ln jenem A rbeitsver­

h�l tnis verbracht, in dem er - unter BerUcksich tigung dieser Än­

rechnung - die Voraussetzungen des § 13b erfüllt. 

Zu Z 5 es 1 3f Ahs. 2 ): 

Diese Regelung Ubernimmt die bisher in der Ubergangsregelung zum 

Bundesgesetz BGBI.Nr. 618/1987 ( A rt . V Abs. ]3 z�eiter Satz) 

enthaltene Best i mmung und regelt Uberdies die Frist fUr die 

Gel tendmach ung des Anspruchs du reh den Arbei tn(�hmer. 

Die VersL::indigung der RUAK durch dPrJ ,:;,Leitgeber (MaS3ever­

walter) hatte schon bisher den Zweck, die BUAK iiher de n Tnsol­

venzfalJ zu informieren un d sie in dIP �agp 7U verset7e�, dp� 

Arbe i tnehmer zu informieren. Djese t\f-09'''lung ::-;r)] 1 b,ojber'rllt_en 

werden. 

An die Verständi gung durch die RCZ>..K knllpft d;:;nn kr)n:-,eql1ent-pr­

weise die Frist fUr den Ar:�ejtn,"nr;-ier Zur' Gelt eiidrcldchllng d(�s An­

spruches an. Macht der Arbeitnehmer df'n i\nspnlC:h Ij 'cht_ inTlf'>rlli-db 

die s e r Fr ist ge] te nd, so ver f ,ci  1 I t er. D i'l d f '  P 1  A Tl S pr; Je h d 1 J,� rJ1 S 

zur Auf lös ung des Arbei tsverhä 1 t ni sses a nzurrochnenden Bpschcifti­

gungs ze iten z ugrunde z ulegen s i nd , bedputet rliC's, dar; nIcht nur 

jener Teila nspru c h verfällt, de:!'" sieh auf die in cJfcfTI du r c h die 

Insolvenz aufgelösten Arbpjtsverhaltnls erv,,'orbr'nen Zpit,c.n he­

zieht, sondern dpr ge s a mte An spruch . Es g-ilt a J  l e r d j ngs allch 

hier die Regelung des § 1.11", wona:::h "Uberhiinge" - also jen,> 

Z eiten, die fUr den verfall e n en Anspruc h bei Allszahlung nicht 

zugrunde zu legen gewesen w�ren - fUr einen nenen Anspruch ange­

rechnet werden. 

Zu Z 6 (s 25a AhR. 7): 

Mit dieser Änderung wird die entsprechende Regelung des § 67 

Abs. 10 ASVG nachvo l l zogen. 

Die Mithaftung von Vertretern j u ristischer bzw. natürlicher Per­

sonen wird ausgedehnt auf die Vertreter von Personenhandel sge­

se l l schaften (OHG, KG, offene Erwerbsgese l lschaft, Kommandit­

Erwerbsgese l l schaft) und auf Vermbgensverwalte r. Die Gleich-
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stellung mit Vertretern natürlicher bzw. juristischer Personen 

ist sachlich gerechtfertigt; allenfalls unterschiedlichen Ver­

tretungsbefugnissen wird dadurch Rechnung getragen, daß die Mit­

haftung "im Rahmen ihrer Vertretungsmacht" bzw. "soweit ihre 

Verwaltung reicht" begrenzt ist. 

Zu Z 7 <S 29 Abs. 1 lit. a): 

Diese Änderung entspricht ebenfalls einer Änderung des ASVG, und 

zwar des § 68 Abs. 1 ASVG durch die 50. ASVG -Novel le , 

BGBI. Nr. 676/ 1991. 

Die Erläuterungen zur 50. ASVG - Novelle führen dazu aus: 

"Die Neufassung des § 67 Ahs. 10 ASVG durch die 48. Novelle zum 

Al l gemeinen Sozia l versicherungsgesetz hat zur tolge, daß die 

Haftung nach dieser Bestimmung erst dann a usgesprochen werden 

kann, wenn die Uneinbring li chke i t der Beiträge beim Beitrags-

schuldner feststeht. 

Nach der Jud ik atur des Verwaltllngsgerichtshofe s (vg]. Erkennt n is 

vom 15. Dezember 1988, 88/08/0252 - Teschner - Fü r hö c k , ASVG, 

MGA 39a, Anmerkung 4 zu § 68 Abs. 1 ASVG) wird bei Beitragsmit­

haftenden aus formalen Gründen die verjährungsunterbrechende 

Wirkung von Feststel l ungsmaßnahmen n icht ane rkannt. 

Im Gegensatz zu den entsprechenden - bis zu fünf jährigen - Ver­

jährungsfristen der Rundesabgabenordung ( §  67 Abs. 1 0  ASVG ist 

den entsprechenden Regelungen der BAO nachgebildet) muß die 

Haftungsverpflichtung nach dem ASVG binnen zwei Jahren ab Fäl-

] i gk ei t ausgesprochen werden. Dies bedeut.et., . daß gegenüber dem 

Beitragsmi thaftenden - da eine verjährungsunterbrechende Wirkung 

von Feststellungsmaßnahmen nicht in Betracht kommt - ein Be­

scheid innerhalb dieser Frist ergehen muß. 

Insolvenzverfahren nehmen oft sehr lang e Zeit jn Anspruch. Bei 

lang dauernden Insolvenz verfahren wird die Höhe der letztlich 

uneinbringlichen Beiträge - die gegenüber e inem Beitragsmithaf­

tenden geltend zu machen wären - häufig erst nach einigen Jahren 
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feststehen. Der Bescheid gegenüber dem Beitragsmithaftenden kann 

aber erst dann ergehen, wenn feststeht, ob und welche Beiträge 

uneinbringlich sind. 

Bei lang dauernden Insolvenz verfahren wird daher infolge zwi­

sctlenzeitlich eingetretener Verjährung (zwei Jahre nach Fällig­

keit der Beiträge) keine Haftung gegenüher einem Mithaftenden 

durchgesetzt werden kbnnen, sodaß es z u  erheblichen Beitrags ­

einbußen kommt. 

Zur Vermei dung di ese r Be i t ra gse i nbu e,en ,30 J I } PI § 6 n Ab�'. l,S"'C 

kJargest,ellt werdF�n, daR diese Bestimmung aurh für Bei t,ragsI111t­

haftende gilt." 

Diese l;rgumenta�,lnn ist :'luch alE die V" lT,f] lchiung zu r Fnt ,j,'h­

tung der Zuschläge nach dem BCleG ilf>prtrd'3har, s()d(d� sir}: die 

Notwendigkf>it pjner f'n� sprechpnd�1l :;l)�)d:-;::,;:m,�; (>;-'Jiht. 

Dabei ist zu be r ü cksic htig en , daß - ahweiC'ht,:nd vor; t-t,j','Ut-f dl-'s 

50. AS\'G-Novel 1 e - in der St'hl ußend lIeh Lesc'ld OC;:;;;"flen F,isslH1g 

die Verjä hrungsf ri st von zwei auf drei Jahre verJängert W(lrJrn 

ist. Fine entsprechende Verlängerung \><,'] rd C!lwh fiir den Flf�rf'J('h 

des BUAG vorgeschlagen. 

Zu Artikel IV: 

Nach den j üngsten legistischen Richtlinien des Bundeskanzler­

amtes, Verfassungsdienst, ist im Falle einer Nove]le nicht das 

Inkrafttreten der Novelle als solche, sondern vielmehl' der durch 

die Novelle geänderten Bestimmungen im Gesetz (Stammv(Jrsrhl' i ft ) 

selbst vorzunehmen. Diesen Richtlinien tragen § J7a lESG, § gA 

letzter Satz ASGG und § 40 Abs. 1 J etzter Satz BDAG HechnllfHJ 

(Inkrafttreten 1.1.1993). 
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F i nanz i el l e  Auswirkungen 

1. Die vorgeschlagene Zahlung von l AG für Abfertigungen, d i e  der 

Arbeitgeber wegen seiner sc hwierigen persönlichen W i rtschaft s ­

lage nach § 2 3  Abs. 2 des Angestelltengesetzes aufgrund Urtei­

les nicht zu zahlen braucht, wird jährlich e i nen Aufwand von 

4 , 2 Mio. S erfordern. Dieser Wert basiert auf der Annahme, daß 

jährl ich österreichweit 30 solche Urteile gefäll t  werden (An­

merkung : 1 991 fielen im Sprengel des Arbeits- und So zialgerich­

tes Wien sechs solche Urteile an ) .  Nimmt man weiters an, daß 1 m  

Schnitt je d i eser 3 0  Geschäft sfä l le der Arbeitgeber sieben 

Monatsbeträge ä S 2 0. 0 0 0 , - nicht z u  bezahlen brä uchte, e rgeben 

s i ch die e i ngangs erw� hnten 4, 2 Mio. S (Art. I Z 2 ) . 

2 .  Alle anderen vorgeschlagenen Änderungen ergeben geringer Mehr­

aufwendungen 1 m  Ein z p l fa l l. D i esen stehpn Einsparungen im 

admi ni st,rat. i ven Bere ich gE>genüber. 
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